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Die Deutsche Bahn (DB) unternimmt große Anstrengungen, um Reisenden mit Mobilitätsein-
schränkungen eine selbstbestimmte Mobilität zu ermöglichen. Wir begrüßen ausdrücklich das 
Ziel der Gesetzesänderung, den Zugang zu privaten Gütern und Dienstleistungen für Menschen 
mit Behinderungen zu verbessern. Insbesondere die Absicht des Gesetzentwurfes, auf die unter-
nehmerische Eigenverantwortung zu setzen, den Dialog mit den Beteiligten zu führen und un-
verhältnismäßig starke wirtschaftliche Belastungen zu vermeiden, begrüßen wir. 
 
Unserer Einschätzung nach ist der vorliegende Gesetzentwurf jedoch mit hohen bürokratischen 
und finanziellen Aufwänden sowie Rechtsunsicherheit für die verpflichteten Unternehmen ver-
bunden, die wir im Folgenden im Detail erläutern möchten:  

Gemäß § 7 Abs. 2 BGG-Entwurf würde das Benachteiligungsverbot fortan auch für private Un-
ternehmen des öffentlichen Personenverkehrs gelten und erweiterte Verpflichtungen im Bereich 
der Barrierefreiheit bedeuten. Die Einschränkung in § 7a Abs. 2 BGG-Entwurf wonach eine Ver-
letzung des Benachteiligungsverbotes nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 BGG-Entwurf nicht gegeben ist, wenn 
für die unterschiedliche Behandlung ein sachlicher Grund vorliegt, könnte unserer Ansicht zu ei-
ner Vielzahl an Einzeldiskussionen zur Frage führen, was als „sachlicher Grund“ und was als eine 
„Verpflichtung zu angemessenen Vorkehrungen“ (§ 7 Abs. 3 Nr. 3 BGG-Entwurf) anzusehen ist 
und was nicht. Die Bereitstellung individueller Lösungen sind in einem Massengeschäft wie dem 
Eisenbahnverkehr nur mit großem personellem und wirtschaftlichem Aufwand umsetzbar. Dies 
verdrängt wichtige Investitionen in eine generelle Barrierefreiheit. 

Die beabsichtigte Änderung in § 12 Abs. 1 Nr. 2 BGG-Entwurf könnte unserer Ansicht nach au-
ßerdem dazu führen, dass nunmehr auch die Deutsche Bahn mit ihren Tochterunternehmen als 
„Öffentliche Stellen des Bundes“ angesehen werden. Durch den Einbezug der DB in die Definition 
als „Öffentliche Stelle des Bundes“ kommen erhebliche neue Verpflichtungen auf die DB zu, die 
über die bereits nach dem Barrierefreiheitsstärkungsgesetz (BFSG) bestehenden Verpflichtungen 
in Bezug auf Webseiten und mobile Anwendungen hinaus gehen. Die Umsetzung des BFSG in den 
letzten zwei Jahren bedeutete für Unternehmen im öffentlichen Personenverkerkehr mit vielen 
Kund:innenschnittstellen einen hohen personellen und finanziellen Aufwand. Direkt daran an-
schließend neue Verpflichtungen zur Herstellung größtmöglicher Barrierefreiheit einzufordern, 
stellt eine unverhältnismäßig große Belastung dar.  

Der Einbezug der DB in die Definition als „Öffentlichen Stelle des Bundes“ würde außerdem einen 
Wettbewerbsnachteil gegenüber anderen Eisenbahnverkehrsunternehmen sowohl im Ausschrei-
bungswettbewerb um Schienenverkehrsleistungen als auch im Schienenpersonenfernverkehr be-
deuten. So würde beispielsweise die Verpflichtung zur Herstellung barrierefreier Angebote für 
Beschäftigte im Intranet oder die barrierefreie Gestaltung der elektronischen Vorgangsbearbei-
tung gemäß § 12a Absatz 1 BGG-Entwurf zu hohen wirtschaftlichen Aufwendungen in der DB 
führen, die andere Eisenbahnverkehrsunternehmen nicht tragen und in die Kalkulation ihrer An-
gebote aufnehmen müssten.  

Es besteht außerdem das Risiko hoher Schadensersatz- und Entschädigungszahlungen durch die 
Verpflichtung der DB als „Öffentliche Stelle des Bundes“ zu Schadensersatz gemäß § 7 Abs. 5 
BGG-Entwurf. Hierin ergibt sich wiederum ein Wettbewerbsnachteil gegenüber den Eisenbahn-
verkehrsunternehmen, die nicht durch die Definition in § 12 BGG-Entwurf erfasst sind. 

Mit der beabsichtigten Änderung in § 12 Abs. 1 Nr. 2 BGG-Entwurf ginge der Gesetzgeber zudem 
über die Begriffsbestimmung der Richtlinie (EU) 2016/2102 über den barrierefreien Zugang zu 
den Websites und mobilen Anwendungen öffentlichen Stellen hinaus. Das widerspricht dem er-
klärten Ziel im Koalitionsvertrag, bei der Umsetzung von EU-Recht in nationales Recht bürokrati-
sche Übererfüllung zu vermeiden. 
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In der Richtlinie (EU) 2016/2102 heißt es in Artikel 3, Abs. 1:  

„Für die Zwecke dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck „öffentliche Stelle“ den 
Staat, die Gebietskörperschaften, die Einrichtungen des öffentlichen Rechts im Sinne 
der Definition in Artikel 2 Absatz 1 Nummer 4 der Richtlinie 2014/24/EU oder Ver-
bände, die aus einer oder mehreren solcher Körperschaften oder Einrichtungen des öf-
fentlichen Rechts bestehen, sofern diese Verbände zu dem besonderen Zweck gegrün-
det wurden, im Allgemeininteresse liegende Aufgaben nicht gewerblicher Art zu erfül-
len;“  

Als „Einrichtung des öffentlichen Rechts im Sinne der Definition in Artikel 2 Absatz 1 Nummer 4 
der Richtlinie 2014/24/EU“ wird in Artikel 3, Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2016/2102 eine Einrich-
tung definiert, die „zu einem besonderen Zweck gegründet wurde, um im Allgemeininteresse lie-
gende Aufgaben nicht gewerblicher Art zu erfüllen“. Dies trifft auf die Deutsche Bahn und ihre 
Tochterunternehmen nicht zu. 

Wir schlagen deshalb vor, § 12 Abs. 1 Nr. 2 BGG-Entwurf in der bisherigen Fassung beizubehalten 
worin deutlich wird, dass nur solche Öffentliche Stellen des Bundes betroffen sind, die im Allge-
meininteresse liegende Aufgaben nicht gewerblicher Art erfüllen. Diese Formulierung ist aus hie-
siger Sicht sinnvoll, um den weit gefassten Begriff der „im Allgemeininteresse liegenden Aufga-
ben“ einzugrenzen. 

Das Angebot einer neutralen Schlichtungsstelle in § 16 BGG-Entwurf begrüßen wir. Allerdings 
besteht durch die Neuregelung und die Festlegung in § 16 Abs. 2 BGG-Entwurf sowie § 16 Abs. 3 
BGG-Entwurf das Risiko, dass eine hohe Zahl an Schlichtungsverfahren durch Individuen und Ver-
bände auf Unternehmen zukommen, die einen erheblichen personellen und finanziellen Aufwand 
verursachen. Dies stünde eindeutig entgegen der Gesetzesintention, ohne zusätzliche Bürokratie 
und durch Eigenverantwortung der Unternehmen mehr Barrierefreiheit und Zugang für alle Be-
teiligten herzustellen. Im Sinner der Handhabbarkeit sollte die Einleitung eines Schlichtungsver-
fahrens sachlich eingeschränkt werden. Dies könnte zum Beispiel dadurch erfolgen, dass erst 
mehrere behauptete Rechtsverletzungen nach diesem Gesetz derselben Art gegenüber einem Un-
ternehmen zur Einleitung eines Schlichtungsverfahrens führen. 

Die Herstellung von Barrierefreiheit und gleichberechtigter Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
verfolgen wir als Deutsche Bahn weiterhin konsequent. Im vorliegenden Gesetzentwurf sollte stär-
ker auf die Praxistauglichkeit geachtet werden, einschließlich umfangreicherer Berücksichtigung 
der Auswirkungen für Unternehmen in zeitlicher sowie in finanzieller Hinsicht. Für eine Anpas-
sung des § 12 Abs. 1 Nr. 2 BGG-Entwurf gibt es keine sachliche und rechtliche Notwendigkeit.  

 

 


